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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts KÃ¶ln vom
16.02.2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Die Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Â 

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um das Ruhen von Krankengeld im Zeitraum vom 11.4.2020 bis zum

21.4.2020.

Der bei der Beklagten krankenversicherte KlÃ¤ger war seit dem 15.01.2020 arbeitsunfÃ¤hig

erkrankt und erhielt von der Beklagten Krankengeld in HÃ¶he von 105,88 EUR brutto (=Â 92,85

EUR netto). Vor dem streitigen Zeitraum war er ausweislich der

ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung vom 27.03.2020, die am selben Tag bei der Beklagten

einging, bis zum 10.04.2020 krankgeschrieben. Mit weiterer ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung,

ausgestellt am 9.4.2020, wurde dem KlÃ¤ger ArbeitsunfÃ¤higkeit fÃ¼r die Zeit bis zum
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24.4.2020 bescheinigt. Diese Bescheinigung ging erst am 22.04.2020 bei der Beklagten ein. 

Mit Bescheid vom 23.4.2020 verfÃ¼gte die Beklagte das Ruhen des Anspruchs auf

Krankengeld fÃ¼r die Zeit vom 11.04.2020 bis zum 21.04.2020, denn die Bescheinigung, die

die ArbeitsunfÃ¤higkeit Ã¼ber den 10.04.2020 hinaus bescheinige, sei nicht innerhalb der

Wochenfrist des Â§ 49 Abs 1 Nr 5 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB V) eingegangen. 

Dagegen legte der KlÃ¤ger unter dem 04.05.2020 Widerspruch ein und trug vor, dass er seinen

Hausarzt am 09.04.2020 aufgesucht und sich um eine lÃ¼ckenlose Krankschreibung bemÃ¼ht

habe. Aufgrund des langen Osterwochenendes habe er bis zum 14.04.2020 eine postalische

Absendung nicht veranlassen kÃ¶nnen. Die Postboten seien aufgrund der Corona-Pandemie

angewiesen worden, keine Briefe mehr gegen Barzahlung an der HaustÃ¼r in Empfang zu

nehmen. Er selbst habe aufgrund seiner Beschwerden nicht mit dem Auto zur Post fahren

kÃ¶nnen. Da sein an LeukÃ¤mie erkrankter Sohn Risikopatient sei, verlasse auch seine Frau

das Haus nur aus zwingenden GrÃ¼nden und so selten wie mÃ¶glich. Sie habe den Brief

daher erst am Ende der 16. Kalenderwoche zur Post gebracht. Es sei ihm in keiner Weise

bewusst gewesen, dass ein Verstreichen der Frist zu einem kompletten Verlust des

Krankengeldes fÃ¼hren wÃ¼rde. Er sei davon ausgegangen, dass es lediglich etwas spÃ¤ter

Ã¼berwiesen werde. 

Mit Widerspruchsbescheid vom 23.07.2020 wies die Beklagte den Widerspruch des KlÃ¤gers

als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. 

Am 17.08.2020 hat der KlÃ¤ger Klage vor dem Sozialgericht KÃ¶ln (SG) erhoben und

vorgetragen, dass seine Ehefrau die ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung am 15.04.2020 (einem

Mittwoch) zur Postfiliale mitgenommen und dort persÃ¶nlich aufgegeben habe. Dies sei immer

noch drei Tage vor dem Ablauf der Wochenfrist zur Meldung gewesen. Er habe darauf

vertrauen kÃ¶nnen, dass die ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung pÃ¼nktlich bei der Beklagten

eingehen werde. Im vorliegenden Fall hÃ¤tte ihm sogar Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

gewÃ¤hrt werden mÃ¼ssen. Aus diversen gesetzlichen Regelungen gehe hervor, dass

grundsÃ¤tzlich mit einem Zugang einer Postsendung bei Aufgabe bei der Deutschen Post

innerhalb von drei Tagen zu rechnen sei. Wenn dies fÃ¼r BehÃ¶rden gelte, kÃ¶nne fÃ¼r einen

Versicherten in einem Ã¶ffentlich-rechtlichen VersicherungsverhÃ¤ltnis nichts anderes gelten.

Es gebe eine Zugangsfiktion im Verwaltungszustellungsgesetz (Â§ 4 Abs 2 Satz2 VwZG), die

durch die Beklagte zu widerlegen sei. Es werde zudem bestritten, dass die

ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung erst am 22.04.2020 bei der Beklagten eingegangen sei.

Der KlÃ¤ger hat schriftsÃ¤tzlich beantragt (sinngemÃ¤ÃŸ), 

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 23.04.2020 in Gestalt des

Widerspruchsbescheides vom 23.07.2020 zu verurteilen, ihm Krankengeld auch fÃ¼r die Zeit
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vom 11.04.2020 bis zum 21.04.2020 gemÃ¤ÃŸ den gesetzlichen Bedingungen zu zahlen.

Die Beklagte hat schriftsÃ¤tzlich beantragt,

die Klage abzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung hat die Beklagte darauf verwiesen, dass die Meldung der

ArbeitsunfÃ¤higkeit eine Pflicht des Versicherten sei und dieser die Gefahr des Nichteingangs

oder des nicht rechtzeitigen Eingangs der Meldung trage. Briefe, die bei der GeschÃ¤ftsstelle

der Beklagten in F eingingen oder persÃ¶nlich dort abgegeben wÃ¼rden, wÃ¼rden vor Ort mit

einem Eingangsstempel versehen. Die hier streitige ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung trage

den Eingangsstempel des 22.04.2020. Die Recherche der Beklagten habe ergeben, dass die

GeschÃ¤ftsstelle anweisungs- und ordnungsgemÃ¤ÃŸ mit eingehender Post verfahre. Die

UmstÃ¤nde der Corona Pandemie hÃ¤tten keinen Einfluss auf den Umgang mit eingehender

Post in der GeschÃ¤ftsstelle gehabt. Im Ãœbrigen habe der KlÃ¤ger die MÃ¶glichkeit gehabt,

die ArbeitsunfÃ¤higkeit auch unabhÃ¤ngig vom Postlauf fristgerecht zu melden, denn die

Meldung sei nicht an eine Form gebunden, sie kÃ¶nne telefonisch, per Fax, per Mail, per

Service App oder auch durch Dritte erfolgen.

Das SG hat die Beteiligten mit Schreiben vom 02.10.2020/14.1.2021 zu der beabsichtigten

Entscheidung durch Gerichtsbescheid angehÃ¶rt und die Klage mit Gerichtsbescheid vom

16.02.2021 abgewiesen. BegrÃ¼ndend hat es ausgefÃ¼hrt, dass der unstreitig bestehende

Krankengeldanspruch des KlÃ¤gers fÃ¼r die Zeit vom 11. â€“ 21.04.2020 ruhe, da die

Meldung nicht innerhalb einer Woche erfolgt sei. Die Meldefrist diene nach der Rechtsprechung

des Bundessozialgerichts (BSG, Urteil vom 08.02.2000 â€“ B 1 KR 11/99 R â€“ juris) dazu, zu

gewÃ¤hrleisten, dass die Krankenkasse mÃ¶glichst frÃ¼hzeitig Ã¼ber das Fortbestehen der

ArbeitsunfÃ¤higkeit informiert und in die Lage versetzt werde, vor der Entscheidung Ã¼ber den

Krankengeldanspruch und ggf auch wÃ¤hrend des nachfolgenden Leistungsbezugs den

Gesundheitszustand des Versicherten durch den Medizinischen Dienst Ã¼berprÃ¼fen zu

lassen, um Zweifel an der Ã¤rztlichen Beurteilung zu beseitigen und ggf MaÃŸnahmen zur

Sicherung des Heilerfolgs und zur Widerherstellung der ArbeitsfÃ¤higkeit einleiten zu kÃ¶nnen.

Auch solle verhindert werden, dass Krankenkassen im Nachhinein auf die Behauptung, in

Wirklichkeit habe ArbeitsunfÃ¤higkeit bestanden, die oft schwierigen tatsÃ¤chlichen

VerhÃ¤ltnisse aufklÃ¤ren mÃ¼sse. Ein BedÃ¼rfnis nach ÃœberprÃ¼fung bestehe dabei nicht

nur bei der erstmaligen, sondern auch bei jeder weiteren Bewilligung von Krankengeld. Aus

diesen GrÃ¼nden sei die GewÃ¤hrung von Krankengeld bei verspÃ¤teter Meldung nach

stÃ¤ndiger Rechtsprechung auch dann ausgeschlossen, wenn die Leistungsvoraussetzungen

im Ãœbrigen zweifelsfrei gegeben seien und den Versicherten keinerlei Verschulden an dem

unterbliebenen oder nicht rechtzeitigen Zugang der Meldung bei der Krankenkasse treffe. Im

vorliegenden Fall sei die Meldung zu spÃ¤t erfolgt, und zwar unabhÃ¤ngig davon, ob man die

Wochenfrist nach dem Tag der Ã¤rztlichen Feststellung (dann liefe die Frist vom 10.04.2020
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â€“ 16.04.2020) oder nach dem Zeitpunkt des tatsÃ¤chlichen Beginns der weiter festgestellten

ArbeitsunfÃ¤higkeit (dann liefe die Frist vom 12.04.2020 â€“ 20.04.2020) berechne, da die

Meldung erst am 22.04.2020 bei der Beklagten eingegangen sei. DafÃ¼r spreche der

Eingangsstempel und die Darlegung der Beklagten, wie die Poststelle Ã¼blicherweise arbeite

und dass aufgrund der Corona-Pandemie diesbezÃ¼glich keine EinschrÃ¤nkungen bestanden

hÃ¤tten.

Â 

Gegen den ihm am 22.02.2021 zugestellten Gerichtsbescheid hat der KlÃ¤ger am 22.03.2021

Berufung eingelegt. 

Er trÃ¤gt vor, dass das SG zu Unrecht davon ausgegangen sei, dass der KlÃ¤ger den

fristgerechten Eingang der ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung nicht nachgewiesen habe. Der

KlÃ¤ger habe ausdrÃ¼cklich bestritten, dass es bei der Beklagten zu einer umgehenden

Erfassung des Posteingangs gekommen sei, so dass auf den Posteingangsstempel nicht

verwiesen werden kÃ¶nne. Angesichts der Aufgabe zur Post am Mittwoch, dem 15.04.2020,

mÃ¼sse die Meldung rechtzeitig bei der Beklagten eingegangen sein. Ein etwaig verspÃ¤teter

Eingang sei dem Verantwortungsbereich der Beklagten zuzurechnen. 

Ãœber die weiteren MÃ¶glichkeiten der Meldung per Telefax, E-Mail oder App habe der

KlÃ¤ger erst im Gerichtsverfahren Kenntnis erlangt. Auf der homepage der Beklagten sei

lediglich die MÃ¶glichkeit der App genannt. Um diese zu benutzen mÃ¼sse man sich jedoch im

Vorfeld freischalten lassen und erhalte den Zugang zur App nach Anmeldung per Brief. FÃ¼r

eine kurzfristige Meldung sei dieser Weg daher ungeeignet. Er habe alles ihm MÃ¶gliche getan,

um einen rechtzeitigen Zugang bei der Beklagten zu erreichen. 

Die Sache habe grundsÃ¤tzliche Bedeutung im Hinblick auf die Frage des Verschuldens in

einer Ausnahmesituation wie der Corona-Pandemie. 

Im Termin hat der KlÃ¤ger eine Bescheinigung seiner Hausarztpraxis (Dres A) vorgelegt,

wonach die Praxis seit dem 27.04.2020 die ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigungen elektronisch

an die zustÃ¤ndige Krankenkasse Ã¼bermittle.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts KÃ¶ln vom 16.02.2021 abzuÃ¤ndern und die Beklagte

unter Aufhebung des Bescheides vom 23.04.2020 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom

23.07.2020 zu verurteilen, ihm Krankengeld auch fÃ¼r die Zeit vom 11. â€“ 21.04.2020

gemÃ¤ÃŸ den gesetzlichen Bestimmungen zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,
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die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angegriffene Entscheidung fÃ¼r zutreffend und verweist auf ihr bisheriges

Vorbringen. 

Der Senat hat die Sache nach AnhÃ¶rung der Beteiligten mit Beschluss vom 25.05.2021 nach

pflichtgemÃ¤ÃŸem Ermessen dem Berichterstatter Ã¼bertragen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird Bezug genommen auf den

Inhalt der Gerichtsakte und der Verwaltungsakte der Beklagten, der Gegenstand der

mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen ist.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Senat konnte gemÃ¤ÃŸ Â§ 153 Abs 5 SGG zusammen mit den ehrenamtlichen Richtern

entscheiden, da ein Fall des Â§ 105 Abs 2 Satz 1 SGG (Entscheidung durch Gerichtsbescheid)

vorliegt und der Senat die Berufung durch Beschluss nach pflichtgemÃ¤ÃŸem Ermessen auf

den Berichterstatter Ã¼bertragen hat. 

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Das SG hat die Klage zu Recht mit

Gerichtsbescheid vom 16.02.2021 abgewiesen, da der Bescheid der Beklagten vom 23.04.2020

in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 23.07.2020 rechtmÃ¤ÃŸig ist und den KlÃ¤ger

nicht in seinen Rechten verletzt (Â§ 54 Sozialgerichtsgesetz â€“ SGG).

Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf GewÃ¤hrung von Krankengeld in der

streitgegenstÃ¤ndlichen Zeit vom 11. â€“ 21.04.2020, da sein Krankengeldanspruch in dieser

Zeit ruht. Dies ist nach Â§ 49 Abs 1 Nr 5 SGB V der Fall, solange die ArbeitsunfÃ¤higkeit der

Krankenkasse nicht gemeldet wird; dies gilt nicht, wenn die Meldung innerhalb einer Woche

nach Beginn der ArbeitsunfÃ¤higkeit oder die Ãœbermittlung der ArbeitsunfÃ¤higkeitsdaten im

elektronischen Verfahren nach Â§ 295 Abs 1 Satz 7 SGG erfolgt. 

Im vorliegenden Fall ging die ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung vom 09.04.2020, mit der die

ArbeitsunfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers Ã¼ber den 10.04.2020 hinaus bestÃ¤tigt wurde, ausweislich

des darauf befindlichen Eingangsstempels erst am 22.04.2020 bei der Beklagten ein. Dies war

auÃŸerhalb der Wochenfrist des Â§ 49 Abs 1 Nr 5 SGB V. Insoweit wird auf die zutreffenden

AusfÃ¼hrungen des SG in dem angegriffenen Gerichtsbescheid verwiesen und von einer

weiteren Darstellung abgesehen (Â§ 153 Abs 2 SGG). 

ErgÃ¤nzend ist im Hinblick auf das Berufungsvorbringen festzustellen, dass der KlÃ¤ger nicht

alles in seiner MÃ¶glichkeit stehende getan hat, um die Meldung rechtzeitig in den
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Machtbereich der Beklagten zu bringen. Im Widerspruchsverfahren hat er diesbezÃ¼glich noch

selbst vorgetragen, dass ihm die Rechtsfolge des gÃ¤nzlichen Verlustes des Krankengeldes

fÃ¼r den Zeitraum der FristversÃ¤umnis nicht bewusst gewesen sei. Er habe nur mit einer

verspÃ¤teten Auszahlung gerechnet. Dies erklÃ¤rt nach Auffassung des Senats, dass es ihm

nicht so wichtig gewesen ist, die Meldung rechtzeitig loszuschicken. Der Vortrag des KlÃ¤gers,

dass er die Meldung nicht frÃ¼her hÃ¤tte absenden kÃ¶nnen, erfolgte erst im Lauf des

Gerichtsverfahrens. 

Abgesehen davon trÃ¤gt nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des BSG der KlÃ¤ger das Risiko

des Verlusts bzw des verspÃ¤teten Zugangs der ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung selbst

dann, wenn ihn keinerlei Verschulden daran trifft (stÃ¤ndige Rspr, vgl beispielsweise BSG,

Urteil vom 05.12.2019Â â€“ B 3 KR 5/19 RÂ â€“ juris, Rn 18). Davon sind nur in engen

Grenzen Ausnahmen anerkannt, nÃ¤mlich wenn die FristÃ¼berschreitung der Meldung auf

UmstÃ¤nden beruhte, die in den Verantwortungsbereich der Krankenkasse fallen und der

Versicherte weder wusste noch wissen musste, dass die Krankenkasse von der

ArbeitsunfÃ¤higkeit keine Kenntnis erlangt hatte, wenn der Versicherte geschÃ¤fts- oder

handlungsunfÃ¤hig war, oder wenn er seinerseits alles in seiner Macht Stehende getan hatte,

um seine AnsprÃ¼che zu wahren, daran aber durch eine von der Krankenkasse zu vertretende

Fehlentscheidung gehindert wurde (BSG, aaO, Rn 20). 

Ein solcher Ausnahmefall liegt nicht vor. Insbesondere vermag der Senat in der Corona-

Pandemie keine GrÃ¼nde zu erkennen, die einer rechtzeitigen Meldung entgegengestanden

hÃ¤tten. Berichte Ã¼ber einen unzuverlÃ¤ssigen Brieftransport durch die Deutsche Post sind

nicht bekannt geworden (so auch LSG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 20.08.2020Â â€“ L 11

VG 7/20Â â€“ juris, Rn 23 mwN). Auch der Vortrag, dass der BrieftrÃ¤ger die Postsendung

aufgrund der Schutzvorgaben wÃ¤hrend der Pandemie nicht an der HaustÃ¼r gegen

Barzahlung entgegengenommen habe, steht einer rechtzeitigen Absendung nicht entgegen.

Der nÃ¤chste Briefkasten ist von der Wohnadresse des KlÃ¤gers nach Internetangaben nur

802 m entfernt (onlinestreet.de). 

Dass die FristÃ¼berschreitung auf einen Umstand, den die Beklagte zu vertreten hatte,

zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei, ist ebenfalls nicht ersichtlich. 

Auf den Vorwurf des KlÃ¤gers, ihre GeschÃ¤ftsstelle sei in der Pandemie nicht

ordnungsgemÃ¤ÃŸ besetzt gewesen, hat die Beklagte dargelegt, dass die GeschÃ¤ftsstelle

wÃ¤hrend der Pandemie zwar fÃ¼r den Publikumsverkehr nur mit Termin geÃ¶ffnet gewesen

sei, die internen Mitarbeiter der Poststelle jedoch durchgehend anwesend gewesen seien. 

Auch der Hinweis des KlÃ¤gers, dass die Beklagte nicht Ã¼ber die alternativen MÃ¶glichkeiten

der Krankmeldung informiert habe, verfÃ¤ngt nicht. Es ist zwar zutreffend, dass die

Krankenkassen Ã¼ber die Pflichten der Versicherten im Zusammenhang mit der
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KrankengeldgewÃ¤hrung informieren. Nach Ansicht des Senats ist es jedoch nicht erforderlich,

dass dabei alle in Betracht kommenden MÃ¶glichkeiten einer Meldung bei der Beklagten

aufgefÃ¼hrt werden. Dies ist nicht einmal bei einer Rechtsbehelfsbelehrung erforderlich. FÃ¼r

Rechtsbehelfsbelehrungen ist anerkannt, dass eine Information Ã¼ber den Regelweg der

Rechtsbehelfseinlegung ausreichend ist (vgl BSG, Urteil vom 13.03.2013 â€“ B 13 R 19/12 R

â€“ juris, BVerwG, Urteil vom 20.08.2020 â€“ 1 C 28/19 â€“ juris, Rn 32, OVG Nordrhein-

Westfalen, Beschluss vom 06.11.2020 â€“ 19 A 2958/20 â€“ juris, Rn 10; aA SG Bremen, Urteil

vom 14.07.2020Â â€“ S 55 KR 364/19Â â€“ juris, Rn 43). Ein dem Verantwortungsbereich der

Beklagten zuzuschreibender Umstand ist demnach nicht erkennbar.

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und entspricht dem Ausgang des

Rechtsstreits. 

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, liegen nicht vor. 

Â 

Â 

Erstellt am: 09.01.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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